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Kirche und Demokratie 
im schweizerischen Staatskirchenrecht

Zum Verhältnis kanonischer und kantonaler Prinzipien in der 
römisch-katholischen Kirchenorganisation der Schweiz

I. E in l e it u n g

Von den zahlreichen Aspekten der römisch-katholischen Haltung zur 
Demokratie soll im folgenden die Frage nach der Verwirklichung 
»demokratischer« Mitwirkungsmöglichkeiten des Kirchenvolks in der 
Schweizer Kirche zur Sprache kommen, und zwar aus einer staatsrecht­
lichen Perspektive heraus, genauer der des schweizerischen Staatskir­
chenrechts. Selbst wenn es nämlich keine Schwierigkeiten zu bereiten 
scheint, von den Begriffen Demokratie und Hierarchie ersteren dem 
schweizerischen Staatswesen und letzteren der römisch-katholischen 
Kirche zuzuordnen, ist es eine davon zu unterscheidende Thematik, wel­
chen Platz die schweizerischen Kirchgemeinden und Kantonalkirchen, 
die vielfach als »zwischen Staat und Kirche« angesiedelt beschrieben 
werden1, in diesem Schema einnehmen.

II. D e m o k r a t ie  v ersu s  H ie r a r c h ie ?

Staatliche Demokratie wird gemeinhin in ein Gegensatzverhältnis zu 
kirchlicher Hierarchie gebracht: Während in einer demokratischen 
Staatsordnung die Entscheidungen vom Volk (»von unten«) ausgehen, 
wird eine hierarchisch verfaßte Kirche von ihren Bischöfen oder anderen 
Führungsgremien (»von oben«) geleitet. Diese Haltung gilt in besonde­
rer Weise für ein Land wie die Schweiz, in dem direktdemokratische 
Entscheidungsverfahren das Volk viel unmittelbarer an der staatlichen
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Willensbildung beteiligen, als dies in stärker repräsentativ ausgestalteten 
Verfassungsordnungen geschieht. Von daher erstaunt es nicht, daß ge­
genüber solcher Art von demokratischer Selbstbestimmung jegliche 
Form der Fremdbestimmung, auch durch kirchliche Jurisdiktion, auf 
Mißtrauen stößt, und sich dieses Mißtrauen u.a. in staatskirchenrechtli­
chen Bestimmungen, die gewisse demokratische Mindeststandards für 
die kirchliche Organisation im Gebiet der Schweiz vorschreiben, Aus­
druck verschafft.

Indes ist Hierarchie ein vielschichtiger Begriff, der nicht mit einbahn­
straßenartig verlaufenden Befehlswegen gleichgesetzt werden darf. Mehr­
stufige hierarchische Strukturen sind geprägt durch die Situation der 
mittleren Stufen, die dortige Gleichzeitigkeit von Herrschen und Dienen 
und die sich daraus ergebende Ambivalenz des Verhaltens ihrer Funk­
tionsträger.2 Zudem hat sich im Bereich des kanonischen Rechts eine be­
achtliche Zahl von Mitwirkungsformen der Kirchenglieder entwickelt, 
wenngleich die Laienbeteiligung meist nur konsultativen Charakter be­
sitzt und die Letztentscheidung beim Bischof verbleibt.3 Hinzu tritt, daß 
sich auch unter dem Aspekt des Verständnisses von Hierarchie als einer 
heiligen Ordnung, die in ihrer Vorgegebenheit verpflichtend ist für die 
Gegenwart, Verbindungslinien zu demokratischen Staatsordnungen zie­
hen lassen. Denn auch in demokratischen Staatsordnungen gibt es Berei­
che, die der souveränen und damit letztlich beliebigen Gestaltung seitens 
des Volkes und/oder seiner Repräsentanten entzogen sind. So besteht in 
der Rechtswissenschaft weitgehend Einigkeit darüber, daß die staatlichen 
Grundrechte, soweit sie menschenrechtlichen Gehalt haben, der staat­
lichen Rechtsordnung vorgegeben und zur näheren positiv-rechtlichen 
Ausformung aufgegeben sind. Die Wertschätzung der Grund- und Men­
schenrechte erweist sich ferner darin, daß sie als für eine freiheitliche und 
rechtsstaatliche Ordnung unentbehrlich akzeptiert und in dieser Funk­
tion von den Verfassungsgerichten immer wieder aktualisiert werden.4

III. R ö m is c h - k a t h o l isc h e  K ir c h e n o r g a n isa t io n  
in  d e r  S c h w eiz

i. Föderale Vielfalt und Kirchgemeindeprinzip

In der Schweiz gehört wie in anderen föderal gestalteten Verfassungsord­
nungen das Staatskirchenrecht grundsätzlich zum Kompetenzbereich der 
Kantone. Die kantonale Gestaltungsfreiheit ist dabei durch einige norm­
hierarchisch übergeordnete Vorgaben des Bundesrechts begrenzt. Dazu 
zählt insbesondere das Grundrecht der Religionsfreiheit, das im ganzen
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Gebiet der Eidgenossenschaft Beachtung verlangt. Innerhalb des so ge­
zogenen Rahmens finden sich in den sechsundzwanzig (Halb-)Kantonen 
die verschiedenartigsten Variationen der institutionellen Zuordnung von 
Staat und Kirche(n). Während die Kantone Genf und Neuchätel ein 
Trennungsregime verwirklicht haben, freilich aus sehr unterschiedlichen 
Motiven, sind die römisch-katholische und die evangelisch-reformierte 
Kirche in den meisten anderen Kantonen öffentlich-rechtlich anerkannt; 
teilweise wurde die öffentlich-rechtliche Anerkennung auch auf die 
christkatholische Kirche und/oder die Israelitische Religionsgemein­
schaft erstreckt, etwa in Basel-Stadt, Fribourg und Schaffhausen. Im 
Waadtland ist die reformierte Kirche insofern sehr staatsnah organisiert, 
als daß sie keine eigene Rechtspersönlichkeit besitzt; in St. Gallen sieht 
die Kantonsverfassung je einen katholischen und evangelischen »Konfes­
sionsteil« vor. Zusammengenommen bietet das schweizerische Staatskir­
chenrecht damit eine Art Mikrokosmos fast aller Zuordnungen von Staat 
und Kirche, unter Vermeidung von Extremlösungen.

Ungeachtet dieser föderalen Vielfalt lassen sich aber auch Gemeinsam­
keiten erkennen, hauptsächlich im Bereich der Kirchgemeindeorganisa­
tion. Die Kantonalkirchen gliedern sich in der Regel in Kirchgemeinden, 
bauen auf ihnen auf, setzen sie voraus. Die Kirchgemeinden sind Kör­
perschaften des öffentlichen Rechts; als solche leben sie (äußerlich) nach 
dem öffentlichen Recht ihres Kantons. Sie gehören dem kantonalen 
Staatsaufbau zu, jedoch nicht in dem Sinne, daß sie der Kantonsorgani­
sation wie eine unselbständige Anstalt eingegliedert wären, sondern der­
gestalt, daß sie Spezialgemeinden bilden, die das kantonale Staatsrecht 
gleich den anderen (Einwohner-, Bürger-, Schul-)Gemeinden mit öffent­
lich-rechtlicher Selbständigkeit ausgestattet hat und die es an der kom­
munalrechtlichen Eigenart jener Gebietskörperschaften grundsätzlich 
teilnehmen läßt. Dieses Kirchgemeindeprinzip ist damit ein staatsrecht­
liches, überkonfessionelles Prinzip, das wegen seiner historischen Wur­
zeln und seiner rechtlichen Form spezifisch schweizerisch ist und sich 
dadurch von den staatskirchenrechtlichen Verhältnissen der Nachbarlän­
der in charakteristischer Weise unterscheidet.5

2. Dualistische Struktur kanonischer und 
kantonaler Kirchenorganisation

Bezeichnend für die staatskirchenrechtliche Organisation der römisch­
katholischen Kirche in der Schweiz ist die Ausgestaltung der öffentlich­
rechtlichen Anerkennung. Allgemein gesprochen, gibt es zwei Möglich­
keiten, einer Kirche öffentlich-rechtliche Handlungsformen zu gewäh-
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ren. Zum einen können die Kantone der betreffenden Kirche als solcher 
öffentlich-rechtliche Persönlichkeit im staatlichen Recht verleihen. Zum 
anderen ist denkbar, neben die betreffende Kirche staatskirchenrecht­
liche Körperschaften auf kommunaler und/oder kantonaler Ebene zu 
stellen und (nur) diese öffentlich-rechtlich zu organisieren. Während die 
erstgenannte, einfachere Alternative dem deutschen Staatskirchenrecht 
zugrunde liegt, schlägt das schweizerische Staatskirchenrecht bei der 
staatskirchenrechtlichen Organisation der römisch-katholischen Kirche 
regelmäßig letzteren Weg ein. So werden den kanonischen Pfarreien kan­
tonale Kirchgemeinden zugeordnet, die dann auf Kantonsebene zu Kan­
tonalkirchen zusammengefaßt werden und dort, ggf. gemeinsam mit 
römisch-katholischen Kantonalkirchen anderer Kantone, den Diözesen 
gegenüberstehen. Diese Institutionen-Verdoppelung bildet die Grund­
lage für den sog. Dualismus römisch-katholischer Kirchenorganisation 
in der Schweiz.

Dementsprechend hat etwa in Zürich die römisch-katholische Kirche 
bei ihrer öffentlich-rechtlichen Anerkennung im Jahre 1963 nicht als sol­
che den Status als öffentlich-rechtliche Körperschaft erlangt. Im Unter­
schied zu anderen Kantonen ist die Sprache der Züricher Kantonsverfas­
sung eindeutig: »Staatlich anerkannte Personen des öffentliches Rechts« 
sind die »römisch-katholische Körperschaft und ihre Kirchgemeinden«6, 
d.h. neben der kanonisch verfaßten Kirche stehende, nach kantonalem 
Staatsrecht konstituierte Körperschaften, die keinen im theologischen 
Sinne verstandenen »Kirchen«-Charakter besitzen. Demgegenüber heißt 
es in der Verfassung des Kantons Nidwalden: »Die römisch-katholische 
Kirche ist Landeskirche.«7 Ungeachtet dieser verkürzenden Formulie­
rung bezieht sich die kantonalkirchliche Organisation aber nicht auf die 
römisch-katholische Kirche als solche, sondern auf eine von ihr zu un­
terscheidende kantonalkirchliche Körperschaft, wie der Vorspruch zur 
römisch-katholischen Kirchenverfassung deutlich macht: Die Schaffung 
der Landeskirche erfolgte durch das »katholische Volk von Nidwalden, 
in der Absicht, der römisch-katholischen Kirche im Kanton Nidwalden 
eine erspriessliche Tätigkeit zu ermöglichen und die hiefür notwendige 
öffentliche Verwaltung durch eigene Organe selbständig zu besorgen«. 
Die Kantonalkirche ist somit nicht Kirche der Nidwaldner Katholiken, 
sondern die »Organisation der römisch-katholischen Kantonseinwoh­
ner«.8 Ansonsten wäre es auch schwer verständlich, daß durch Urnenab­
stimmung die Auflösung der Kantonalkirche beschlossen werden kann 
und der Große Kirchenrat sodann die Liquidation durchführt.9

Der Charakter als Koordinations- und Vertretungsorgan vermag dar­
über hinaus zu erklären, daß viele römisch-katholische Kantonalkirchen 
stärker verbands- als personalkörperschaftlich organisiert sind. Darin
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unterscheiden sie sich in herausragender Weise von den evangelisch-re- 
formierten Landeskirchen, wie sich am Beispiel des Kantons Glarus ver­
anschaulichen läßt. Während es bei den Reformierten heißt: »Die Evan- 
gelisch-Reformierte Landeskirche umfasst alle Personen, die einer evan- 
gelisch-reformierten Kirchgemeinde des Kantons Glarus angehören«, 
formulieren die Katholiken: »Der Verband der römisch-katholischen 
Kirchgemeinden (römisch-katholische Landeskirche) umfasst die rö­
misch-katholischen Kirchgemeinden und damit die römisch-katholische 
Bevölkerung des Kantons Glarus.«10 Ähnlich versteht sich in Schaff­
hausen die »römisch-katholische Landeskirche« als »Vereinigung der rö­
misch-katholischen Kirchgemeinden des Kantons Schaffhausen«.11 Man­
cherorts wird dieser Charakter bereits in der Namensgebung angezeigt 
(etwa »Verband römisch-katholischer Kirchgemeinden des Kantons Ap- 
penzell-Außerrhoden« oder »Federation des paroisses catholiques du 
canton de Vaud«)12.

Es geht dem staatskirchenrechtlichen Dualismus somit nicht um eine 
Verdoppelung der Kirche, sondern um ein Nebeneinander von Institu­
tionen und Funktionen, das früher häufig zu einem Gegeneinander ge­
riet, heute jedoch meist als ein Miteinander gelingt. Voraussetzung ist 
freilich, daß beide Institutionen in sinnvoller Weise aufeinander bezogen 
sind. Denn nicht jeweils für sich, sondern zusammen und in wechselsei­
tiger Ergänzung sollen sie die kirchlichen Aufgaben erfüllen. Wün­
schenswert erscheint somit die gebietsmäßige Übereinstimmung insbe­
sondere von Pfarrei und Kirchgemeinde (oder ggf. die Zuordnung meh­
rerer Pfarreien zu einer Kirchgemeinde ohne Überschneidungen mit 
anderen Kirchgemeinden). Darüber hinaus bedarf es der Festlegung der 
jeweiligen Tätigkeitsfelder. Bei dieser im einzelnen schwierigen und kir­
chenpolitisch umstrittenen Abgrenzung orientieren sich die kantonalen 
staatskirchenrechtlichen Vorschriften meist an dogmatischen Erwägun­
gen, aber auch an historischen Erfahrungen und praktischen Notwen­
digkeiten: In der Pfarrei ist der Ort für alle Aufgaben, die nach katholi­
schem Verständnis im Kirchenbegriff einbeschlossen sind; die Kirchge­
meinde nimmt diejenigen Angelegenheiten wahr, für die es der Pfarrei an 
der staatlichen Rechtspersönlichkeit ermangelt oder die nur im öffent­
lichen Recht möglich sind. Zudem kann sie alte Mitwirkungsrechte des 
Gemeindevolkes ausüben (Pfarrwahl) oder in neue Aufgaben hin­
einwachsen (etwa durch die Zusammenlegung von kanonischen Pfar­
reiräten und Kirchgemeinderäten). Vermögensrechtliche und verwal­
tungstechnische Tätigkeiten bilden daher stets den Schwerpunkt kirch- 
gemeindlicher und kantonalkirchlicher Tätigkeit (Bereitstellung 
materieller Mittel in Form von Geldern oder Gebäuden, dazu die Kir­
chensteuererhebung); die Kirchgemeinden bzw. die Kantonalkirchen
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sind ferner Anstellungskörperschaften der kirchlichen Mitarbeiter, wäh­
rend der Bischof ggf. die Amtseinsetzung vornimmt. Insgesamt gesehen 
sollen Kirchgemeinden und Kantonalkirchen »im Rahmen der kirchli­
chen Ordnung die äusseren, d.h. finanziellen und personellen Vorausset­
zungen für die Entfaltung des kirchlichen Lebens schaffen«, wie es oft­
mals so oder ähnlich in ihren Grundordnungen heißt.13

Als Kehrseite der eben beschriebenen »dienenden« Funktion weisen 
die staatskirchenrechtlichen Körperschaften jedoch auch ein Potential 
antikurialer Fremdbestimmung auf. Die Rechtslage hinsichtlich der Kir­
chenfinanzen bietet dafür umfangreiches Anschauungsmaterial. Zwar 
stehen die kirchlichen Einnahmen dank der volkskirchenartig geord­
neten kantonalen Mitgliedschaftsregelungen in Verbindung mit dem 
Steuererhebungsrecht auf einer breiten und festen Grundlage. Jedoch 
befinden sich die so aufgebrachten Gelder in der Hand nicht des B i­
schofs, sondern in der Verfügungsmacht von Kirchgemeinden und Kan­
tonalkirchen, die auch im übrigen vielfach Träger des Kirchenvermögens 
und aufgrund ihrer staatsrechtlichen Eigenart der bischöflichen Einfluß­
nahme weitgehend entzogen sind.14

Diese Spannungen lassen sich abmildern, freilich -  die Beibehaltung 
des Dualismus vorausgesetzt -  letztlich nicht auflösen. So kann die 
Kirchgemeinde an die Pfarrei »angelehnt« werden, indem eine kantonal­
kirchliche Rechtsvorschrift sie zur Achtung des kanonischen Rechts so­
wie der staatskirchenrechtlichen Kompetenzabgrenzung verpflichtet, 
und ähnlich kann für die Kantonalkirchen verfahren werden.15 Einsitz- 
nahme des Ortspfarrers oder anderer bischöflich benannter Personen in 
kirchgemeindlichen oder kantonalkirchlichen Organen (mit Stimmbe­
rechtigung oder nur beratend)16, Koordination mit und Genehmigung 
bestimmter kantonalkirchlicher Beschlüsse durch den Ortsbischof kön­
nen die für eine fruchtbare Zusammenarbeit notwendige Verzahnung 
von Pfarrei und Kirchgemeinde bzw. von Diözese und Kantonalkirche 
herbeiführen.17 Allerdings sichert all dies nicht unbedingt die Überein­
stimmung der jeweiligen Interessenlage.

IV. D e m o k r a t isc h e  K ir c h e  im  K an to n

Zu den bedeutsamsten Unterschieden kanonischer und kantonaler 
Strukturprinzipien bei der römisch-katholischen Kirchenorganisation 
zählt der demokratische Aufbau von Kirchgemeinde und Kantonal­
kirche einerseits, die Eingliederung von Pfarrei und Diözese in die hier­
archische Struktur der römisch-katholischen Weltkirche andererseits.
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i. Textbefund

In vielen Kantonen werden die öffentlich-rechtlich anerkannten Kirchen 
auf demokratische Grundsätze bei der Kirchenorganisation verpflichtet. 
So heißt in der 1993 neuergangenen Berner Kantonsverfassung: »Jede 
Landeskirche bestellt ihre Behörden nach demokratischen Grundsät­
zen.«18 Die Urner Kantonsverfassung sagt: »Sie [die Landeskirchen] or­
ganisieren sich nach demokratischen Grundsätzen.«19 Basel-Stadt und 
Baselland bestimmen, daß Erlaß und Änderung der Kirchenverfassung 
der Zustimmung der Mehrheit der stimmenden Kirchenglieder bedür­
fen20; im Kanton Jura gilt: die Kirchenverfassung »doit etre adoptee par 
ses membres«.21

Diese demokratischen Grundsätze beziehen sich auf Mitwirkungs­
rechte des Kirchenvolks in Form von Wahl- und Stimmrechten. Wahl­
rechte betreffen in erster Linie die Bestellung von kirchgemeindlichen 
und kantonalkirchlichen Amts- und Mandatsträgern (Kirchgemein­
deräte, Synodale etc.) sowie ggfs, die Mitwirkung bei der Bestellung des 
Pfarrers bzw. die Ausübung des Pfarrwahlrechts.22 Stimmrechte beteili­
gen das Kirchenvolk an der kirchgemeindlichen und kantonalkirchlichen 
Willensbildung und Normsetzung. Häufig sind Initiative und Referen­
dum möglich; bei letzterem wird dann vielfach zwischen obligatori­
schem und fakultativem Referendum unterschieden. Obligatorisches Re­
ferendum meint, daß bestimmte Gegenstände (insbesondere Total- und 
Teilrevisionen der Kirchenverfassung) zwingend den Stimmberechtigten 
zur Zustimmung vorgelegt werden müssen, während beim fakultativen 
Referendum nur dann eine Abstimmung stattfindet, wenn ein bestimm­
tes Quorum von Stimmberechtigten es wünscht; dem fakultativen Refe­
rendum unterliegen typischerweise von der Synode beschlossene Geset­
ze, Kreditbeschlüsse oder sonstige Entscheidungen, die die Synode dem 
Referendum unterstellt. Die Initiative betrifft Erlaß, Aufhebung oder 
Abänderung bestimmter Arten von Rechtsakten, und sie kann von ei­
nem meist analog dem fakultativen Referendum umschriebenen Quo­
rum von Stimmberechtigten begehrt werden.23 Im großen und ganzen 
ähnelt die Rechtslage damit den politischen Rechten der Staatsbürgerin­
nen und Staatsbürger in Bund und Kantonen.24

2. Integrierender oder polarisierender Effekt?

Die schweizerischen Vorstellungen über Demokratie in Kirchgemeinde 
und Kantonalkirche sind nicht auf bestimmte Landesteile oder auf in 
bestimmter Weise konfessionell geprägte Kantone beschränkt. Wichtiger
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noch erscheint die Feststellung, daß die erwähnten Verfassungsbestim­
mungen durchweg neuen oder sogar neuesten Datums sind. Sie entstam­
men somit nicht etwa einer kirchenpolitisch überwundenen Epoche, de­
ren Hinfälligkeit nur noch keinen Niederschlag im positiven Verfas­
sungsrecht gefunden hat. Vielmehr drängt sich der Eindruck auf, als sei 
die Forderung nach demokratischen kantonalkirchlichen Strukturen 
Ausdruck eines über Generationen gewachsenen Demokratieverständ­
nisses, das als gesamtschweizerisches Kultur- und Verfassungsgut nicht 
nur im staatlichen Recht, sondern auch bei der staatskirchenrechtlichen 
Organisation der öffentlich-rechtlich anerkannten Kirchen und Reli­
gionsgemeinschaften beachtet sein will.25

Die Verwirklichung demokratischer Vorstellungen bei der Organisa­
tion von Kantonalkirchen und Kirchgemeinden bedeutet die rechts­
kreisübergreifende Durchführung eines bestimmten gesellschaftlichen 
Ordnungsmodells. Darüber hinaus kann die Annäherung der Organisa­
tionsstrukturen von Staat und Kirche auf dem Gebiet der Schweiz als 
eine Form der Rechtsangleichung gesehen werden, die zusätzlich zu der 
mit ihr begrifflich verbundenen vereinheitlichenden Wirkung auch ge­
wisse integrative Funktionen aufweist. Unbeschadet der grundsätzlichen 
Trennung von Staat und Kirche wird hierdurch eine Verwandtschaft 
kantonalkirchlicher und kantonalstaatlicher Strukturen erzielt, welche 
die in dieser Form organisierten Kirchen stärker als andere Religionsge­
meinschaften zu einem Stück Schweizer Lebenswelt werden läßt.

Freilich stoßen eben diese integrativen Effekte in katholisch-konser­
vativen Kreisen nicht selten auf Kritik und Ablehnung. Letztendlich 
handele es sich, so wird eingewandt, um eine Vereinnahmung der Kirche 
durch den Staat, welche die Freiheit der Kirche verenge und sie in frem­
de Traditionen einbinde.26 Interessanterweise sind die Probleme des ka­
nonisch-kantonalen Dualismus hauptsächlich an innerkirchlichen Streit­
fällen hervorgetreten. Das markanteste Beispiel bilden die Ereignisse seit 
1990 um den (auch für Zürich zuständigen) Bischof von Chur: Die kan­
tonalkirchlichen Strukturen Zürichs, die in ihrem modernen Verständnis 
der römisch-katholischen Kirche die Teilnahme am »weltlichen« Rechts­
verkehr ermöglichen sollen (sog. dienende Funktion), »dienten« hier als 
Plattform für die Wahrnehmung ortskirchlicher Interessen in einer in­
nerkatholischen Auseinandersetzung mit der Diözesanleitung. Die Ver­
fügung über das Kirchensteueraufkommen sowie die Abwesenheit di­
rekter bischöflicher Kontrolle über die Kantonalkirche verliehen der 
Kantonalkirche dabei eine starke Stellung. Die liberalen Katholiken aus 
Zürich und anderen Teilen des Bistums sahen sich so in die Lage ver­
setzt, ihren »Kulturkampf« gegen die konservative Diözesankurie auch 
ohne direkte Beteiligung des Staates führen zu können.
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Jene Vorgänge mögen den Schluß nahelegen, daß die Teilung der 
kirchlichen Aufgaben zwischen Pfarrer und Bischof auf der einen und 
Kirchgemeinde und Kantonalkirche auf der anderen Seite zu einer ge­
wissen Polarisierung im Verhältnis der Beteiligten verleitet. Wenn sich 
bei strittigen Fragen beide Seiten zur Bekräftigung ihrer jeweiligen Ar­
gumentation auf die für sie spezifischen kanonischen bzw. kantonalen 
Prinzipien berufen, dann erwächst daraus nicht selten eine konträre Be­
tonung hierarchischer bzw. demokratischer Elemente, die Gefahr läuft, 
das jeweils stärkere Element überzubetonen, wenn nicht gar zu verabso­
lutieren, obwohl doch, wie oben angesprochen, Demokratie und Hierar­
chie meist ineinander verschränkt sind.27 Im Ergebnis führt das die Be­
teiligten nicht zusammen, sondern bringt sie eher weiter auseinander 
und droht den staatskirchenrechtlichen Dualismus, wenigstens auf lange 
Sicht, zu zerstören.

Die Beurteilung des staatskirchenrechtlichen Dualismus hängt somit 
vor allem davon ab, wie die in Pfarrei und Kirchgemeinde, Diözese und 
Kantonalkirche bzw. Kirchgemeindeverband tätigen Menschen von den 
Möglichkeiten Gebrauch machen, die ihnen diese Art der Kirchenorga­
nisation bietet.28

V. S c h lu ss

Die Organisation der römisch-katholischen Kirche in der Schweiz weist 
eine Reihe von Eigenheiten auf, die dem flüchtigen Auge leicht entge­
hen, die aber bei eingehender Betrachtung deutlich machen, daß sich im 
Zuge des beschriebenen Dualismus kanonischer und kantonaler Formen 
in der römisch-katholischen Kirchenorganisation eine spezifisch schwei­
zerische Form staatskirchenrechtlicher Inkulturation entwickelt hat.
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